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Der Kindergarten kommt für viele zu früh
Lehrpersonen sind oft überfordert, weil sie unselbständige Kinder zu betreuen haben – jetzt reagieren erste Kantone

Immer mehr Kinder kommen
bereits imAlter von vier Jahren
in den Kindergarten. Das führt zu
Problemen. Nun erhöhen einige
Kantone das Eintrittsalter.

ERICH ASCHWANDEN (TEXT),
JOANA KELEN (GRAFIK)

«Lehrpersonen wickeln keine Kinder»,
lautet die zentrale Forderung des Ver-
bands Kindergarten Zürich (VKZ) in
einem Positionspapier.Doch immer wie-
der kommt es vor, dass Kindergärtnerin-
nen genau dies machen müssen. Das
zeigt, wie stark Lehrpersonen gefordert
sind. «Viel häufiger zeigen sich bei den
jüngsten Kindern jedoch andere Pro-
bleme: Unselbständigkeit, Trennungs-
ängste hinsichtlich der Bezugspersonen
sowie wenig Interesse und Bereitschaft,
in einer grossen Gruppe gemeinsam
etwas zu machen.Dies sind die Themati-
ken, die unsere Arbeit erschweren bis
verunmöglichen», erklärtVerbandspräsi-
dentin Ursina Zindel.

Auch für Familien ist es eine Heraus-
forderung,wenn ihr Kind bereits mit vier
Jahren in die Schule kommt. So werden
die Eltern etwa im Luzerner Vorort Ebi-
kon angehalten, dafür zu sorgen,dass das
Kind sich «selber an- und auskleiden
kann sowie sein Eigentum (Znünitäschli,
Finken, Turnsack) kennt». So steht es in
der Rubrik «Voraussetzungen für einen
guten Start» auf der Gemeinde-Website.

Gegen den Trend

Es ist kein Zufall, dass sich solche Pro-
bleme momentan häufen. Im Rahmen
der Harmonisierung der Volksschule
haben viele Kantone den Stichtag für den
Schuleintritt auf den 31. Juli festgelegt.
Dies bedeutet, dass alle vor diesem
Datum geborenenVierjährigen obligato-
risch oder freiwillig denKindergarten be-
suchen.Die jüngsten Kinder haben damit
knapp zwei Wochen vor dem Schul-
beginn ihren vierten Geburtstag gefeiert.

Nun reagieren zwei Kantone auf die
Klagen von Lehrern, Eltern und Lehr-
meistern. Nidwalden und Schwyz heben
dieAltersgrenze für die Einschulung wie-
der an. In Nidwalden wird der Stichtag
von Ende Juni auf Ende Februar vorge-
zogen. Kinder, die in den Monaten März
bis Juni geboren sind, gehen damit ein

Jahr später zur Schule. «Die Reaktionen
auf diesen Beschluss waren unisono posi-
tiv», erklärt der Nidwaldner Bildungs-
direktor Res Schmid (svp.).Der Entscheid
sei aufgrund langjähriger Erfahrung von
Schulen und Lehrbetrieben erfolgt. Zu-
sätzlich werde die Korrektur durch deut-
sche und britische Studien erhärtet.

Nicht überall stösst dasAusscheren der
Innerschweizer auf Begeisterung. Beat
W. Zemp, der Präsident des Schweizer
Lehrerverbandes, spricht von einer ver-
passten Chance: «Wenn man einfach das
Stichdatum vorverlegt, verwehrt man da-
durch einem Drittel der Kinder eines
Jahrgangs die wertvolle Frühförderung in
einer professionellen Lernumgebung.»
Zemp bedauert, dass die Frühförderung in
der Schweiz im Vergleich zu anderen
OECD-Ländern immer noch als Stiefkind
behandelt wird. Er vermutet politische
Gründe dahinter: «Solange es keinen poli-
tischen Konsens bei diesem umstrittenen
Thema gibt, wird es auch keine Harmoni-
sierung imBereich des Schuleintrittsalters

geben.» Schmid betont, dass Eltern wei-
terhin wählen können, ob sie ihr Kind ein
oder zwei Jahre in den Kindergarten schi-
cken wollen. Wenn es die intellektuelle
und persönliche Entwicklung des Kindes
erfordert, könne der Kindergarten sogar
um ein Jahr verlängert werden.

In der Wissenschaft sorgt der Ent-
scheid der Nidwaldner Regierung für
Diskussionen und wird durchaus auch
positiv bewertet. So schreibt Margrit
Stamm, emeritierte Professorin der Uni-
versität Freiburg, in einem Blog-Beitrag:
«Früh instruierte Kinder bekommen
zwar einen Vorsprung gegenüber ande-
ren, aber dieser wächst sich relativ schnell
aus.» Der Schuleintritt sei zwar sehr be-
deutsam. «Doch eine ausgewogene phy-
sische und mentale Gesundheit, emotio-
nale Stabilität und ein gutes Selbstwert-
gefühl sind ebenso wichtige Grundlagen
für eine erfolgreiche Schullaufbahn.»

«Der Ernst des Lebens beginnt für die
Kinder mit dem vorverlegten Schul-
beginn früher. Das hat entwicklungs-

psychologisch durchaus seine Nachteile»,
erklärt Stamm aufAnfrage.Die sich häu-
fenden Probleme unmittelbar nach der
Einschulung führt sie auch darauf zurück,
dass der Kindergarten im Vergleich zu
früher professioneller geworden ist. Die
Kinder spielten weniger und müssten
sich wie Schüler verhalten. «Es werden
andere Kompetenzen verlangt, die viele
Vierjährige gar noch nicht erfüllen kön-
nen», beobachtet Stamm.

Die Kantone tragen dem Umstand
Rechnung, dass der Entwicklungsstand
von Kindern unterschiedlich ist. Laut
Marion Völger, Leiterin des Zürcher
Volksschulamtes, verläuft die Entwick-
lung im neuen Lehrplan 21 kontinuier-
lich und ist in Zyklen von drei bis vier
Jahren gegliedert. Lehrerinnen und Leh-
rer würden durch adäquate Weiterbil-
dungen und auch durch Lehrmittel unter-
stützt, die Schülerinnen und Schüler an
die Kompetenzziele heranzuführen.

Vielen Eltern genügt dies allerdings
nicht. Sie reagieren auf die tatsächliche

oder vermutete Überforderung, indem
sie ihre Kinder ein Jahr länger zu Hause
behalten. So berichtete die «Solothurner
Zeitung» im vergangenen Jahr, dass der
Anteil der später eingeschulten Kinder
markant zunehme. Kamen im Schuljahr
2012/2013 noch rund 2 Prozent der Kin-
der später in die Schule, waren es fünf
Jahre später bereits 10,6 Prozent. In Solo-
thurn müssen Eltern für eine Rückstel-
lung keine bestimmten Gründe oder ein
Gutachten vorlegen. Andere Kantone
sind bei der Bewilligung deutlich restrik-
tiver. Zahlen über die Anzahl Gesuche
und bewilligter Rückstellungen aus ande-
ren Kantonen liegen nicht vor. In städti-
schen Gebieten, wo die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie eine wichtige
Rolle spielt, dürfte die Zahl der Rückstel-
lungen geringer sein als auf dem Land.

Ein schlechter Start ist teuer

Margrit Stamm beobachtet jedoch, dass
die Bedenken gegenüber einer frühen
Einschulung deutlich grösser geworden
sind.Angesichts ständig steigender Aus-
nahmen wäre es aus ihrer Sicht zu be-
grüssen, wenn man von dem «am
Schreibtisch festgelegten Termin vom
31. Juli» abweichen würde. «Ideal wäre
aus meiner Sicht ein flexibilisierter Ter-
min. Darüber braucht es nun eine
schweizweite Debatte», erklärt die Erzie-
hungswissenschafterin.

Diese fordert auchUrsina Zindel,Prä-
sidentin des Verbands Kindergarten
Zürich. Sie hofft, dass die Haltung der
Innerschweizer Kantone eine gesamt-
schweizerische Diskussion über das
Stichdatum für den Schuleintritt auslöst,
wie dies ihrVerband bereits vor zwei Jah-
ren forderte. Kurzfristig könne man die
Probleme mitAssistenzen für den Schul-
eintritt entschärfen. «Langfristig bekom-
men wir jedoch Probleme im ganzen Bil-
dungssystem,wennKinder zu früh einge-
schult werden. Denn nichts ist teurer als
ein schlechter Start», erklärt Zindel.

Vorläufig bleibt die Schweiz in Sachen
Schuleintritt ein Flickenteppich. InGrau-
bünden, Zug, Schwyz, Nidwalden sowie
den beidenAppenzell, die dem Harmos-
Konkordat nicht angehören,kommen die
Kinder später in den Kindergarten. Eine
ganz spezielle Lösung kennt das Wallis:
Für Kinder aus dem oberen Kantonsteil
gilt der 30.April als Stichtag, für Kinder
aus dem Unterwallis der 31. Juli.

Basler Mitteparteien sollen FDP zu Sitz verhelfen
Die Bürgerlichen im Stadtkanton lassen die SVP rechts liegen und setzen mit einer Allianz SP und Grüne unter Druck

DANIEL GERNY

Schon Monate vor dem 20.Oktober fal-
len wichtige Vorentscheide für denAus-
gang der Nationalratswahlen. In den
nächsten Monaten verhandeln die Par-
teien hinter denKulissen über Listenver-
bindungen, die für Sitzverschiebungen
ausschlaggebend sein können.So will die
FDP im Kanton Basel-Stadt den Links-
parteien einen Sitz abjagen, unter ande-
rem mit dem früheren Stadtentwickler
Thomas Kessler. ImAlleingang wäre sie
aber ohne Chance. Jetzt zeigt sich: Die
Partei kann bei diesem Unterfangen auf
die Mitteparteien zählen. Sechs bürger-
liche Parteien unter Einschluss derMitte
bilden eine breite Listenverbindung,wie
amDonnerstag bekanntwurde.Die Bas-
ler FDP profitiert gemessen an denWäh-
leranteilen von 2015 am ehesten davon.

Die Allianz besteht aus BDP, CVP,
EVP,FDP,GLP und der liberaldemokra-
tischen Partei (LDP),die in Basel weiter-
hin unabhängig vom Freisinn politisiert.

Nicht mit von der Partie ist die SVP.
Interessant ist diese Konstellation, weil
sich landesweit dieMitteparteien – ohne
FDP – gegenseitig unterstützen wollen:
CVP, BDP, GLP und EVP streben Ge-
winne für die politische Mitte an und
«wollen deshalb möglichst flächen-
deckend gemeinsame Listenverbindun-
gen»,wie BDP-PräsidentMartin Landolt
vor kurzem in der «NZZ am Sonntag»
(NZZaS) erklärte. Nun wird diese
Devise in Basel nur halbherzig befolgt:
Die Mitteparteien gehen innerhalb der
Listenverbindung zwar eineUnterlisten-
verbindung ein – dies allerdings ohne
Beteiligung der CVP.Nur diese Konstel-
lation stellt sicher, dass nicht die Mitte-
parteien als sichere Sieger feststehen –
womöglich gar auf Kosten von LDP-
Nationalrat Christoph Eymann. Eine
Listenverbindung wäre unter diesenVor-
aussetzungen für die FDP und die LDP
unattraktiv.

Die komplexe Konstruktion hat zur
Folge, dass CVP, GLP und Co. voraus-

sichtlich den Freisinn stärken.Ein Zuge-
winn ist keineswegs ausgeschlossen – ge-
fährdet ist ein SP-Mandat oder der Sitz
der Grünen SibelArslan.Eine reineMit-
te-Allianz bringe zu wenig – und ihm sei
die FDP näher als die SP oder die Grü-
nen, erklärt CVP-Kantonalpräsident
Balz Herter die Strategie seiner Partei
auf Nachfrage der NZZ. Ausserdem sei
nicht ausgeschlossen, dass die CVP doch
profitiere.Unzufriedenmit der Situation
ist dagegen die SVP:Damit sei die Partei
die einzige echte bürgerlicheAlternative
für bürgerlicheWählerinnen undWähler
imKanton,beklagt sie in einemCommu-
niqué. Derzeit verfügen SVP, LDP und
Grüne über je einenNationalratssitz und
die SP über zwei.

Basel-Stadt ist einer der ersten Kan-
tone, in denen sich die Listenverbindun-
gen der Parteien herauskristallisieren.
Bereits im November hatte die FDP des
Kantons Freiburg bekanntgegeben, dass
sie keine Listenverbindung mit der CVP
und der SVP eingehen will. In den meis-

ten Kantonen sind die Gespräche aber
erst imGang. ImKanton Zürich wird das
Thema Listenverbindungen sogar erst
nach den kantonalen Wahlen vom
24. März aktuell. Dasselbe gilt für
Luzern,Baselland,AppenzellAusserrho-
den und das Tessin, wo ebenfalls im
Frühjahr gewählt wird.

Geschicktes Taktieren bei der Bil-
dung von Listenverbindungen ist oft
effektvoller als die beste Kampagne. So
gelten im Kanton Graubünden die Sitze
von Magdalena Martullo-Blocher oder
vonHeinz Brand (beide SVP) als gefähr-
det, falls sich die Mitteparteien zusam-
menschliessen. Eine generelle Regel für
den Erfolg einer Listenverbindung gibt
es aber nicht. Ausschlaggebend sind die
Verhältnisse vor Ort.Die Parteien sehen
deshalb davon ab, ihren Kantonalsektio-
nenVorschriften zu machen. So erklärte
FDP-Generalsekretär Samuel Lanz
gegenüber der NZZaS: «Dort, wo es
Sinnmacht, gehen wirVerbindungen ein.
Dort, wo es keinen Sinn macht, nicht.»

QUELLE: ERZIEHUNGSDIREKTORENKONFERENZ

Die meisten Kantone schulen Kinder früh ein

Stichtage aller Kantone (spätestmöglicher Geburtstag,
mit dem man noch im selben Jahr in die Schule kommt) In den meisten Kantonen ist

der 31. Juli der Stichtag.
Wer an diesem Tag geboren

wurde, geht bereits eine bis zwei
Wochen später zur Schule.

In Graubünden sind die Kinder
beim Schuleintritt durchschnittlich

am ältesten, da der Stichtag auf
den 30. Dezember des Vorjahres fällt.

Januar Februar März April Mai Juni Juli August SeptemberOktober November Dezember

Graubünden Zug I.-Rh.
A.-Rh.
Oberwallis

Nidwalden
Obwalden

Aargau
Bern
Basel-Landschaft
Basel-Stadt
Freiburg
Genf
Glarus
Neuenburg
St. Gallen
Schaffhausen
Solothurn
Schwyz
Thurgau
Tessin
Uri
Waadt
Unterwallis
Zürich* Jura

Schulbeginn
aller Kantone
zwischen
7. und 26. Aug.Vorjahr Laufendes Jahr

Älteste Schulkinder Jüngste Schulkinder

* Der Stichtag in Zürich wird bis ins Schuljahr 2019/20 in jährlichen Halbjahresschritten von ursprünglich 30. April auf den 31. Juli verlegt.
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